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Dringender Wohnungsbedarf im
Vogelsbergkreis: Neubau dringend

erforderlich!
Der Vogelsbergkreis benötigt bis 2028 jährlich 190 neue
Wohnungen, um den Mangel zu beheben. Überzogene

Standards erschweren den Neubau.

Der Wohnungsbau im Vogelsbergkreis steht vor enormen
Herausforderungen, da jährlich etwa 190 neue Wohnungen
errichtet werden müssen, um den bestehenden
Wohnungsbedarf zu decken. Das Pestel-Institut hat in einer
detaillierten Analyse aufgezeigt, dass trotz der kaum mehr
vorhandenen Baugenehmigungen und einer erschreckend
niedrigen Neubauquote von nur 83 genehmigten Wohnungen in
den ersten fünf Monaten dieses Jahres ein akuter Bedarf an
Wohnraum besteht.

Matthias Günther, ein Fachmann des Pestel-Instituts, erklärt,
dass aktuell im Vogelsbergkreis etwa 830 Wohnungen fehlen.
Viele Wohnungen sind unbewohnbar und seit langem leer,
darunter ein erdrückender Anteil, der auf nachkriegszeitliche
Bauten zurückgeht, bei denen eine Sanierung häufig nicht mehr
wirtschaftlich tragbar ist. „Die Situation im Vogelsbergkreis ist
alarmierend, da wir in den letzten Jahren einen merklichen
Rückgang des Wohnungsneubaus erlebt haben. Die Erlaubnis für
Neubauten ist im Vergleich zum Vorjahr um 49 Prozent
gesunken“, so Günther.

Probleme im Sanierungsprozess und
leerstehende Wohnungen



Das Pestel-Institut hat festgestellt, dass etwa 2.740 Wohnungen
im Vogelsbergkreis leerstehen, was rund 5,3 Prozent des
gesamten Bestands entspricht. Davon sind etwa 1.870
Wohnungen bereits seit mehr als einem Jahr ungenutzt. Diese
leerstehenden Einheiten sind meist in einem Zustand, der
umfangreiche Renovierungsarbeiten erfordert – eine kostspielige
und langwierige Angelegenheit. „Viele dieser Wohnungen
können nicht einfach so vermietet werden, da sie instandgesetzt
werden müssen“, erklärt Günther weiter.

Ein weiterer Hinderungsgrund für die Wiederbelebung dieser
leerstehenden Wohnungen ist der Mangel an finanzieller
Planungssicherheit für Eigentümer. Viele Hausbesitzer scheuen
sich vor notwendigen Investitionen in die Renovierung, da sie
unsicher sind, welche gesetzlichen Auflagen sie erfüllen müssen,
insbesondere in Anbetracht der sich ständig ändernden
Klimaschutzrichtlinien. „Die Flut an Vorschriften und
Unsicherheiten hemmt die Bereitschaft zur Sanierung“, lautet
Günthers Fazit.

Langfristig betrachtet, ist der Leerstand in einem gewissen
Rahmen notwendig, um einen Puffer für Umzüge und
Instandhaltern zu gewährleisten. „Hausbesitzer sehen oft
Sanierungsprojekte als Risiko und haben Bedenken, neue Mieter
zu gewinnen“, führt Günther aus und betont, dass die
Herausforderungen im Wohnungsneubau unumgänglich sind.

Politische Unterstützung und Bauauflagen

Die Diskussion über den erforderlichen Neubau wird auch von
der Präsidentin des Bundesverbandes Deutscher Baustoff-
Fachhandel, Katharina Metzger, angeheizt. Sie kritisiert die
gegenwärtige politische Lage und fordert einen Abbau
überzogener Baustandards. „Die Bedingungen für den
Wohnungsbau sind so komplex geworden, dass viele Bauherren
einen Rückzieher machen“, sagt sie. Ein einfacherer und
kostengünstigerer Bauprozess könnte nach ihrer Ansicht einen
entscheidenden Beitrag zur Schaffung neuen Wohnraums



leisten.

Der Bund müsse aus ihrer Sicht dringend mehr finanzielle Mittel
für den Wohnungsneubau zur Verfügung stellen. Der
angekündigte Budgetrahmen für den sozialen Wohnungsbau für
2025 sei unzureichend und würde die Probleme nur verschärfen.
„Es reicht einfach nicht, was da in Aussicht gestellt wird. Der
soziale Wohnungsbau droht weiter auf der Strecke zu bleiben“,
betont Metzger.

Die Branche selbst steht ebenfalls vor großen
Herausforderungen. Die Nachfrage nach Neubauten stagniert
und viele Bauunternehmen mussten bereits Personal abbauen.
„Der Bau verliert wertvolle Fachkräfte, was für Deutschland eine
besorgniserregende Situation darstellt“, warnt Metzger und
spricht von einer drohenden „Absturzspirale“ im Wohnungsbau.

Zum Schluß wird klar, dass die oft zitierte
„Milchmädchenrechnung“, die Leerstände gegen den
Wohnungsbedarf aufrechnet, keinesfalls die Lösung für das
aktuelle Dilemma darstellt. Das Pestel-Institut und die
Verbandspräsidentin fordern einen klaren politischen Willen und
eine substantielle Unterstützung, um das dringende Problem des
Wohnungsbedarfs nachhaltig zu lösen. Wenn sich nichts ändert,
drohen die Herausforderungen in der Wohnungswirtschaft zu
einer ernsthaften sozialen Problematik zu werden.

Hintergrund der Wohnungsnot im
Vogelsbergkreis

Die aktuelle Wohnungsnot im Vogelsbergkreis steht nicht
isoliert, sondern ist Teil eines größeren nationalen Phänomens in
Deutschland. Als eine ländlich geprägte Region hat der
Vogelsbergkreis mit den Herausforderungen des
demografischen Wandels und einer zunehmend urbanen
Bevölkerung zu kämpfen. Diese Trends verstärken den Druck
auf den Wohnungsmarkt, insbesondere in ländlichen Gebieten,
in denen der Neubau oft weniger rentabel ist. Die Tatsache, dass



viele leerstehende Wohnungen nicht vermietet werden, ist
häufig auf die geänderten Bedürfnisse und Ansprüche der Mieter
zurückzuführen, die moderne Ausstattung und Infrastruktur
verlangen. 

Zudem spielt die politische Agenda eine entscheidende Rolle
beim Wohnungsbau. Verschiedene Regierungen haben in den
letzten Jahren versucht, durch Förderprogramme und
gesetzliche Rahmenbedingungen gegenzusteuern. Jedoch
wurden diese oft als nicht ausreichend oder ineffektiv
wahrgenommen. Eine fehlende klare und konstante Strategie,
gepaart mit überbordenden bürokratischen Auflagen, führt oft
Zweifel bei den Investoren und Bauherren, die sich unsicher in
Bezug auf zukünftige regulatorische Änderungen fühlen.

Aktuelle Statistiken zur Wohnraumsituation

Laut dem Pestel-Institut ist die Situation im Vogelsbergkreis
alarmierend. Mit einem durchschnittlichen Bedarf von rund 190
neuen Wohnungen pro Jahr bis 2028 und einem vorliegenden
Leerstand von 2.740 Wohnungen, aber nur 83 genehmigten
Bauprojekten in den ersten fünf Monaten dieses Jahres, wird
deutlich, dass der Wohnungsengpass sich weiter verschärfen
könnte. Der Rückgang der Baugenehmigungen um 49 Prozent
im Vergleich zum Vorjahr verdeutlicht die Schwierigkeiten, die in
der Branche herrschen. 

Darüber hinaus ist der Zustand der leerstehenden Wohnungen
oft so, dass eine Sanierung wirtschaftlich nicht tragbar ist. Von
den rund 1.870 langjährig leerstehenden Einheiten benötigt ein
Großteil umfassende Renovierungen, die mit hohen Kosten
verbunden sind, was viele Eigentümer abschreckt. Diese
Entwicklungen tragen zur Verschärfung der ohnehin schon
angespannten Situation auf dem Wohnungsmarkt bei. 

Einfluss der politischen
Rahmenbedingungen



Die Politik hat einen erheblichen Einfluss auf die
Wohnraumsituation. Aktuelle politische Entscheidungen,
insbesondere über Executive Orders und Gesetzesänderungen,
betreffen direkt die Ausstattung, Genehmigungen und
Förderungen im Wohnungsbau. Der Bundesverband Deutscher
Baustoff-Fachhandel hebt hervor, dass überzogene
Baustandards und unklare Vorgaben zu einem Rückgang der
Bautätigkeiten führen. Kritiker plädieren für eine Rücknahme
von überflüssigen Normen und eine Vereinfachung der
Bauvorschriften, um die Neubautätigkeit zu fördern. 

Die im Koalitionsvertrag festgelegten Ziele, 400.000 neue
Wohnungen zu schaffen, wurden als nicht ausreichend bis
unrealistisch kritisiert. Autoritäten wie Katharina Metzger
warnen, dass ohne substantielle staatliche Unterstützung der
Neubau ins Stocken geraten wird. Besonders die Bereitstellung
von Finanzmitteln für den sozialen Wohnungsbau wird als
entscheidend angesehen, um den Druck auf den Markt zu
mindern und Qualität sowie Nachhaltigkeit im Bau zu
gewährleisten. 

Insgesamt zeigt sich, dass die Herausforderungen im
Wohnungsbau sowohl auf der Nachfrage- als auch auf der
Angebotsseite liegen. Es bedarf einer kombinierten Anstrengung
von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, um die Wohnungsnot
wirkungsvoll zu adressieren.
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